
Aktenzeichen:

“i_B£_l_2éälél

I ml N a m e n d e e V 0 l k e s

Verkündet

am 24„ Januar 1963

In Sachen

0 . . . . . . . . . . .
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Beklagte und Revieionsbeklegte,

hat der 4„ Senat deS_Eundessozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom 24„ Januar 1963,

an der mitgewirkt haben

Bundesrichter
F e'c h n e r

als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr„ S c h u b e r t und

Bundesrichter Dr" E c k e r
als weitere Beruferichter,

Bundessozialrichter L e p i n s k i und
Bundéesozialrichter Dr° F e t z e r

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil
des Landessozialgerichts Berlin vom 190 Mai 1961

aufgehoben„ '

Das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom

80 September 1959 wird abgeänderto
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_ 2 _

Die Beklagte wird unter entsprechender Aufhe—

bund ihres Bescheides v0m 180 Oktober 1958 ver—
urteilt9 dem Kläger9 beginnend mit dem 10 Fe- ‘

iibruar 19589 Waisenrente aus der Arbeiterrehten—

versicherung seiner Mutter Alma Wunschin der
nach Arte 2 © 36 Abso 1 ArVNGerrechneten Höhe

zu zahleno ' '

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtli—

chen Kosten des Rechtsstreits zu erstatteno_

V o n R e„c h t s w efg e n „

__£_Ü_Qe■„ä_i

Der Kläger wendetsich dagegen‚daßdie Beklagte die ihm
an sich bewilligte Waisenrente aus der Arbeiterrentenver—

sicherung (ArV) seiner Mutter wegen des gleichzeitigen Be—

zugs der Waisenrente aus der Angestelltenversicherung (AnV)
seines„ Vaters zum Ruhen gebracht hate Beide Hinterblie—

benenrenten waren bis zum April 19559 dem Monat(} in dem

der Kläger das 180 Lebensjahr vollendete9 ungekürzt neben—
einander_gewährt wordeno Seit dem Sommer 1957 studierte

der Kläger an der Universität Köln? und Seit November 1957

besuchte er außerdem die Sporthochschule in Köln° Im Januar
1958 beantragte er die Wiedergewährung der Waisenrente aus -
der ArV° Die Waisenrente aus der AnV seines Vaters bezieht

er in Höhe von monatliCh.75‚—— DMseit dem 10 Januar 19580
Die Beklagte erkannte ihre Leistungspflicht zwar an (Ben

scheid vom 180 Oktober 1958) und stellte die Höhe der Rente

ebenfalls auf monatlich 75‚——DM fest9 sprach aber zu—
gleich aus9 daß diese Rente neben der Waisenrente aus der
AHV ruhe UHÖ nach 5 1294 der Reichsversicherung30rdnung»»

.(RVO).nur'für den‘Januar-1958Äauszuzahlen Seit weid in
'üiesem monat‘das Huhen.erstmalig eingetreten seia

„ 3 _
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Der Kläger begehrt die Verurteilung der Beklagten dahin9 daß

diese ihm über den 310 Januar 1958 hinaus die Waisenrente aus

der ArV seiner Mutter in der nach.früherem Recht berechneten

Höhe zuzügliCh des Sonderzuschusses nach Arte 2 © 36 des Ar—‘

beiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG) zahlto

Beide Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen (Urteil des

SG Berlin vom 80 September 1959; Urteil des LSG Berlin vom

190_Mai 1961)o Für die Instanzgerichte ist von ausschlagge—
bender Bedeutung9 daß der anspruchsbegründende Tatbestand

nicht schon v o r oder wenigstens gleichzeitig m i t

dem Inkrafttreten des ArVNG9 sondern erst Später und infol—

ge der Neugestaltung der Anspruchsnorm‘("durch" den Rechts—
wandel) verwirklicht worden isto ' .

Nach den Feststellungen des Landessozialgerichts (LSG) war
der Kläger von Anfang Oktober 1956 bis März 1957 als Hilfs—

arbeiter entgeltlich beschäftigt° Vorher‚ im Sommerhalbjahr
1956 hatte er bei der Polizei Dienst getan? nach seinen An—

gaben Zur Vorbereitung auf die Laufbahn eines Polizeioffi—

ziers° Dieses Vorhaben gab er indessen auf? um stattdessen

zu studieren? der Besuch der Hochschule war ihm aber zu—
_

nächst wegen Überfällung verwehrt und erst vom Sommerseme—
ster 1957 an eröffnete Die Zwischenzeit nutzte er zum Geld—

verdienen‚ um sich die finanziellen Mittel für das Studium

zu verschaffeno Nach Ansicht des Vorderrichters verbot sich?

da der Kläger erst Monate nach-Inkrafttreten der Rentenre—

formgesetze seine Berufsausbildung begonnen und als einziges

Kind seiner Eltern nicht schon "vor" dem 10 Januar 1957 oder
jedenfalls "mit" Anfang dieses Jahres die AnspruChsvoraus—

setzungen für eine Waisenrente nach Vollendung des léo Leu

bensjahrés erfüllt hatte (vglo einerseits @1258 RVG aF und
andererseits @1267 EVO nF)‚ die Anwendung der Besitzstands—

klausel des Art° 2 5 36 ArVNGOIm Hinblick auf diese Be—

_ 4 „
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stimmung —so führt das Berufungsurteil aus —hätte aller—g
dings das Verlangen des Klägers an sich berechtigt sein .?

könneno Denn für den Bereich des Arte 2 5 36 ArVNG treffe

das Gesetz keine Anordnung über das Ruhen der Waisenrente‚_
sondern lasse es bei dem Leistungsniveau bewenden9 das „

-sich'aus dem_früheren Recht (5 1279 RVG aF) ergebe oder-
ergeben_hätte;_der gleichzeitige Bezug zweier Hinterblie—

benenrenten
aus verschiedenen.Versicherungszweigen9 nämlich

_einmal aus der ArV und das andere-Mal aus der AnV9 wurde

nach dem bisherigen Recht ein Ruha1niCht-béwirkt*habeno

Das gleiche gelte indes für die vorliegende Situation

nichto Für diese sei vielmehr maßgebendg_daß Arte 2 @@23

und 35 Abso1 Satz 2 ArVNGfür den Fall? daßbeide Eltern—
teile vor dem 10 Januar 1957 verstorben sind? die Geltung ‘

des 5 1280 Abs° 2 RVO nF vorschreibe° Hiernach sei allge—

mein bei einer Häufung von Wäisenrenten nur die höchste

Rente und bei mehreren gleich hohen Renten nur eine von
beiden auszuzahleno ' '

Gegen dieses ihm am 130 Juni 1961 zugestellte Urteil hat

der Kläger am 200 Juli 1961 die von dem LSG zugelassene
Revision eingelegt und sie nach Verlängerung mit dem am
260 August 1961 eingegangenen Schriftsatz begründeto —
Die Revision wendet sich gegen die Annahme des Berufungs—
gerichts5 daß der Kläger seine Berufsausbildung erst im

Frühjahr 1957 begonnen habe° Sie meint9 der Sachverhalt

sei rechtlich unzutreffend bewertete Richtigerweise müsse
davon ausgegangen werden9 daß sich der Kläger auch Während
seines Polizeidienstes in Berufsausbildung befunden habe9

und daß dieser Zustand nicht durch die sechs Monate an—
dauernde Erwerbsarbeit unterbrochen werden sei° Trete man

dieser Ansicht bei? dann könne dem Kläger — auch nach
dem Dafürhalten des Berufungsgerichts — die Rechtswohltat

des Arte 2 5 36 ArVNG nicht versagt werdeno
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Der Kläger beantragt9

.das angefochtene Urteil aufzuheben und nach

seinem Klagantrag zu entscheiden;

hilfsweise9

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Sache an das Landessozialgericht Berlin zu—

rückzuverweisen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Die ReVision des Klägers ist zugelassen und daher statt—

haft; sie ist in der gesetzlichen Form und Frist einge—

legt und begründet wordeno In der Sache selbst hat sie

keraar Erfolge

Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts ist in einer
__

Sache wie der vorliegenden die Anwendung des Arte 2 @36 »?a
Abs„ 1 Satz 2 ArVNG nicht davon abhängig, daß beim In—

krafttreten des Gesetzes (lo Januar 1957) sämtliche an-'
spruchsbégründenden Tatbestandsmerkmale (@ 1267 Abso 1

Satz 2 EVO i°Vomo Art 2 $ 20 ArVNG) verwirklicht wareno
Unerheblich ist? daß sich der Kläger nicht schon zur

Zeit der‘Rechtsänderung9 sondern erst später in Berufs—
oder Schulausbildung befunden hat„ Das läuft nicht dem

5 36 Abs° 1 Satz 2 ArVNG zuwider9 wonach der Anspruch
mit dem Inkrafttreten-des Gesetzes begründet sein mußo

"Begründet" war der Ansprucho Die verSicherungSrechtli—

chen Vorbedingungen9 nämlich der Tod des Versicherten?

die Aufrechterhaltung der Anwartsbhaft und das Zurückle-

gen der ge5etzlich vorgeschriebenen Wartezeit waren ge—
geben„ Das gleiche trifft aber auch dem Rechtsgrunde nach‚

so wie dieser in 5 36 aaO zu verstehen ist9 für die Be— '

..6„
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rechtigung des Klägers zuo Der Anspruch richtet sich ma—
teriell—rechtlich, ungeachtet der Tatsache, daß sich der

VerSicherungsfall vor der Bentenrechtsreform ereignet
hatte9 nach dem neuen 9 1267 EVO (Arte 2 5 20 und © 41

ArVNG)O Die Voraussetzungen dieSer Vorschriften waren

freilichg wenn man dem Berufungsgericht folgt? erst voll-

zählig verwirklicht‚ als sich der Kläger im Frühjahr 1957
immatrikulieren ließ9 so daß am 10 Januar 1957 jedenfalls

noch keine Waisenrente zu zahlen war° Darauf kommt es
indessen nicht an: Der nachträglich eingetretene Umstand —
die Aufnahme der Berufsausbildung — löste lediglich die

Rentenzahlung aus; das Leistungsverhältnis als solches

legte jedoch seinem Inhalte nach bereits vorher die Mög—

lichkeit der Leistungspflicht der Beklagten fest0 Dieses

"Leistungsverhältnis muß allerdings beim Eintritt des Ver—
sicherungsfalls in seinen wesentlichen Elementen so be—
standen_haben, wie es das neue Recht vorsiehto Wie für
das Übergangsrecht im allgemeinen, so wird auch hier auf

-das Datum des Versicherungsfalls und nicht darauf abge—
hoben, ob daneben noch zusätzliche‚die Zahlung bedingende

Tatbestandsmerkmale treten° Maßgebe■d ist das zur ZEit

des Versicherungsfalls geltende Recht, denn der Versiche—.‘
rungsfall ist das die Entstehung des Rechtsgrundverhält—

nisses auslösende Kriterium° Sonstige Leistungsbedingungen’

treten dahinter zurücko Daß der Schulbesuch und damit

eine Einzeltat3ache, die das Recht auf Waisenrente wirk—

sam werden läßt; zeitlich nach dem Inkrafttreten des Neu—

regelungsgesetzes liegt9 ist in bezug auf 5 56 Abso l
Satz 2 aaO nicht von Belange

Die Erklärung für diese Gesetzesdeutung ist insbesondere

aus dem Sinn abzuleiten9 den diese Bestimmung (5 36 Abso 1
Satz 2 aaO) in ihrer Beziehung zu den übrigen Vorschriften

über die Umstellung von Renten und zu Art° 2 5'42 ArVNG
lgewinnto ' '

a 7 —"
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Für sich allein genommen ist die Fassung des $ 36 Abs° 1

Satz 2 aaO nicht klare Seine Bestandsschutzklausel gilt
“nicht allein für die-im Dezember 1956 zu beanspruchende

Rente9 sondern auch für ein Forderungsrecht9 das erst "m i t

dem Inkrafttreten dieses-Geset2es begründet" wirdo Hierbei

ist nicht nur daran gedacht, daß der Beginn einer nach bis—
herigem Recht zu erbringenden Leistung zufällig auf'den

10 Januar 1957 fiel? sondern ebenso daran, daß die Rente

erst a u f G r u n d der Übergangsbestimmungen des ArVHG

vom lo Januar 1957 an zu gewähren sei, wie der erkennende

Senat in BSG 7‚ 282 bereits näher erläutert hate Es sollten
sowohl a) die Gleichzeitigkeit von Rentenbeginn und Gesetzes“
änderung als auch b) die Neuentstehung von Ansprüchen aus

alten Versicherungsfällen erfaßt werden° Dieser zweifache
Aussagégehalt war dem Wort "mit" ("mit Inkrafttreten die—

ses Gesetzes") unschwer zu entnehmen; das ergab insbesondere

ein Rückschluß aus der weiteren Entwicklung der Gesetzge—
bung in Art° 2 5 25 Abs° 1 Satz 2 des Knappschaftsversiche—

rungs—Neuregelungsgesetzes (KhVNG)oSoweit die unter a) er-
wähnte Fallgruppe in Frage kommt9 wird sie — wie in dem er;

wähnten Urteil im einzelnen ausgeführt ist —
nur dadurch ein—

bezogen‚ daß der Gesetzgeber die insoweit Weitergehende Fas—

sung "000 mit 00°" anstelle des sonst (vglo Arto 2 5 6 und '

5 25 Abso 2 ArVNG) verwandten "OOo durch Doc" gewählt hato
Fraglich könnte nun allerdings sein‚ ob nicht auf der ande—

ren Seite die Verwendung des Wortes "mit" anstelle des Wortes

"durch" eine Beschränkung der Anwendung der Vorschrift auf die—

jenigen Fälle vorgenommen hat, bei denen das durch die Neu—
regélung geschaffene Recht auch zu einem Leistung3beginn be—

reits am lo Januar 1957 führteo Nicht jede nach Art° 2 55 32

bis 35 ArVNG umzustellende Rente wäre dann an der Mindest—'

größe des 5 36 aaO zu messeno
.
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Für-eine solche allein vom Wortlaut her bestimmte Desert

findet sich indessen in den Gesetzesmaterialien kein An—

halt° Die Erhöhung der Renten um die Mindestzulagen von

21,—— bzw° 14‚—— DM sollte vielmehr "jedem Rentner” zu—

gutekommeno Diese Zulage sollte sogar für diejenigen—be—

stimmt sein? die bis 1961 noch Rentner werden würden? da„

mit so "eine Brücke von den Grundsätzen des alten" Ge— '

setzes zu dem neuen Gesetz" geschlagen werde (vgl° Proto—

koll über die 1860 Sitzung des 2O_Deutschen Bundestages

So 10 454 B)° Von dem Institut des Arte 2 5 36 ArVNG ist

während der Gesetzesberatungen stets ganz allgemein als

der Mindestgarantie im Rahmen der Bentenumstellung ge—'

sprochen worden° An keiner Stelle wird unterschieden zwi—

schen einer Umstellung mit und einer solchen ohne Mini—

malgrenze° Eine solche Unterscheidung wäre zudem mit der
rechtlichen Natur des in @ 36.aa0 geschaffenen Instituts

.sch1echt vereinbar° Mit dieser Bestimmung ist nicht9 wie

in BSG 8‚ 118 dargelegt worden ist? eine selbständige?

ein absolutes Eigenleben führende Vorschrift über die

Höhe von Renten erlassen‚ sondern lediglich einer der

"Rechnungsposten" aufgeführt worden‚ auf den zur Ermitt—

lung des Betrages der umgestellten-Rente Bedacht genommen

werden mußo Satz 2 in 5 36 Abs; 1 aaO dient gerade dazu9
idie Ausnahmslosigkeit dieses Gedankens zu unterstreichen„

Man darf sich durch das in bezug auf © 36 aaO übliche
Schlagwort von einer "Besitzstandswahrungsrente" nicht
irre führen lassen„ Die Vom Tatsächlichen her bestimmte

Rechnungsgröße des @36 sOllte vielmehr auch dann als
Regulatinert der Umstellung gelten„wenn im Dezember

1956 keine Rentenberechtigung bestand9 ja‚ sie ist sogar
in allen umstellungsrechtlichen Altfällen zu beachten?

_
zu denen erst "durch" das ArVNG der Grund gelegt worden

ist (zu dem Begriff ”Altfall"; BSG 79 282)0
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Die Richtigkeit dieser Annahme wird durch Arte 2 5 42 ArVNG

noch gefestigto Hier hat das Gesetz das Anwendungsgebiet des

© 36 weit über die übrigen Umstellungsvorschriften hinaus
auf Versicherungsfälle bis zum 310 Dezember 1961 ausgedehnte,

Daraus folgt9 daß auch der Geltungsbereich des 6 36 aaO
nicht hinter dem der @@31 bis 35 aaO zurückbleiben kann° In

Verbindung mit Art° 2 @ 42 würde jede andere (einschränken—

de) Auslegung der streitigen Klausel zu dem unausgewogenen
und von dem jeweik%Betroffenen als ungerecht empfundenen

_
Ergebnis führen9 daß.zwar der Kläger nicht in den Genuß des
Rechtsvorteils

aus @ 56_aa0 käme9 wohl aber über Arte 2

© 42 eine andere Waise9 sofern bei sonst gleichgelagertem
Sachverhalt dort der Versicherungsfall erst in der Zeit zwi—

schen dem 10 Januar 1957 und dem 310 Dezember 1961 eingetre—

ten wäre„ Der Kläger wäre dann gegenüber einem nach Arto 2

@42 Berechtigten schlechter gestellt, obgleich bei ihm der
Besitzstand erheblich stärker gesichert erscheinen mußteg
weil am 10 Januar 1957 bei ihm — bis auf das Vorliegen einer

Berufsausbildung — alle gesetzlichen Leistungsbedingungen

bereits voll erfüllt waren° Dieses Resultat müßte um so mehr

befremden, als 5 36 aaO nicht einmal auf den Bestand der An—

wartschaft abstellt° Eine derartige Unstimmigkeit zwischen

der Rechtsfolge aus Arte 2 5 42 und der aus 5 36 aaO-wird ?-
durch die hier gefundene Lösung vermieden° '

Diese Überlegung zeigt auch, daß es gleichgültig ist9 ob sich
der Kläger bereits am 10 Januar 1957 in Berufsausbildung be—
fand oder diese erst im Frühjahr 1957 wieder aufnahm9 so daß

es insoweit keiner weiteren Klärung bedarf; an der aus Art° 2

@36 zu ziehenden Rechtsfolge ändert sich dadurch nichtso

.Schließlich ist die Rechtslage zu klären, die sich aus der
Begegnung von zwei Vollwaisenrenten aus verschiedenen Ver—

sicherungsverhältnissen ergibt° Dem Kläger steht nach dem zu—
nächst verstorbenen Vater eine Waisenrente aus der AnV und

..]_0=;.
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nach seiner Mutter eine Waisenrente aus_der Rentenver—
leicherung der Arbeiter zuo Beide Leistungen sind zutref—

fend nach dem bis zum Inkrafttreten des ArVNG geltenden
_Recht festgestellt und für die Zeit von ihrem Beginn an

(la Januar 1958) auf den Monatsbetrag von 75‚ä— DM umge—

stellt worden (Arte 2 5 35 Abs° 1 Satz 1 und Abs° 2 ArVNGL
Auf diese Umstellungsbeträge wirken nach @35'Abso 1 Satz
2 aaO ioVomo @1280 Abs° 2 EVO die neuen Kürzungs— und

Ruhensvorschriften ein„ Deshalb wird nur die Höchstrente

aus der Versicherung des erstverstorbenen Elternteile
ausgezahlto Die andere Rente ruht°

Nun ist jedoch in diesem Zusammenhang auf ©.36.Abso l aaO

Bedacht zu nehmeno Aus dieser Vorschrift ist9 weil in ihr

nichts von einem Einfluß.der neuen Buhensbestimmungen auf

die ”Bestandsrente" gesagt.ist9 zu folgern, daß der Ben—

tenbereChtigte in Höhe des garantierten und um den Sondern

zuschuß erhöhten Rentenbestandes von einem Ruhen der Lei—

stung verschont bleiben solle Zur Auslegung dieser Vor—

schrift hat sich inzwischen die Auffassung durchgeSetzt‚

daß die Besitzstandsklausel auf ein Leistungsminimum ab—

stellt9 welches "in allen Fällen" von der'%atsächlich

gezahlten Rente nach BerüCksichtigung etwa anzuwendender

Kür2ungs— und Ruhensbestimmungen" bestimmt wirdo Für die—
se Deutung war namentlich die in Arte 2 5 36 verwendete

Wortfolge "bisheriger monatlicher Rentenzahlbetrag" aus—

schlaggebendo Mit dieser in der Gesetzessprache in einem
festgelegten rechtstechniSchen Sinn gebrauchten_Klausel

wird auf einen absoluten.Grenzwert Bezug genommen? der

ein Eingehen auf die individuellen Umstände der Einzel—

rente nicht gestattet-(BSG-169 129)Q.Es wird vielmehr
darauf abgehoben, welcher Geldbetrag für den Monat vor
dem Inkrafttreten des ArVNG tatsächlich gezahlt worden

ist oder zu zahlen gewesen wäre (BSG.145 251)° Für die
Lösung9 daß die Besitzstandsrente von der neuen_0rdnung
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über das Ruhen von Renten nicht berührt wird (vgl, dazu auch
BSG 8, 118 ÄI2£7), spricht auch die Auswirkung, die sich daraus

ergibt, daß diese Bestandsrente um den Sonderzuschuß von 21,——

oder l4,—- DM zu erhöhen ist, In dieser Beziehung ist bereits in

BSG 14, 251 dargelegt worden, daß sich unüberwindbare‘Schwie—

rigkeiten einstellen würden, wollte man die neuen Ruhensvorf
schriften in ihren technischen Eigenheiten auf die Rente des
Art, 2 5 36 ArVNG anwenden, Diese technische Seite der Sache'

drängt die Überlegung auf, daß der Gesetzgeber im Zusammenhang

mit Art, 2 © 36 ArVNG überhaupt nicht an die neuen Vorschrif—

ten über das Ruben von Renten gedacht hat, und zwar eben_des—'
halb nicht, Weil nach seiner Vorstellung die Bestandsrente von
derartigen Einflüssen schlechterdings freigehalten werden soll°

Eine abweichende Beurteilung ist nicht aus Art, 2 9 35 Abs, 1

Satz 2 ArVNGoder aus Art, 2 5 23 ArVNGabzuleiten, Darüber,
wie sich diese beiden Bestimmungen zueinander verhalten, kann

man verschiedener Ansicht sein, Die meisten bestimmen den In—

halt des @35 Abs, 1 Satz 2 aaO als eine Spezialnorm, die der
generellen Norm die wirkung nimmt, 5 35 Abs, 1 Satz 2 kann
aber auch lediglich als die Wiederholung des vorangestellten

Grundsatzes gesehen werden, eine Wiederholung, die der Gesetz—

geber der Klarheit halber für zweckmäßig gehalten haben mag°
Welche Erwägung das Richtiéotrifft, kann hier unentsChicden

bleiben,-Für den Ausgang dieses Rechtsstreits ist allein wich—

tig, daß beide Regeln das gleiche Ziel verfolgen: Sowohl @ 35

Abs, 1 Satz 2 als auch 5 23 aaO unterwerfen zwar die Renten

aus alten Versicherungsfällen der neuen Ruhensordnung, machen

aber vor der Bestandsrente des 5 36 Abs, 1 aaO halt° Das zeigt

nicht zuletzt die äußere Anordnung dieser Bestimmungen im Ge—

setz, Die Stellung der einzelnen in Beziehung zu bringenden
Rechtssatze weist auf folgendes Nacheinander der Gedankenkette

hin: Vorangestellt wird die TatsäChe, daß beide Waisénrentén

auf_den höchsten Monatsbetrag'des @ 35 Abs, 1 Satz 1 aaO um—

....l2 ..
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zustéllen sind; Sodannwird aus @35 Abs; 1 Satz 2 iovom„
@1280 Abso 2 EVOauf das Ruhen einer der beiden gleich—
hohen Renten geschlosseno Und als drittes wird angenommen‚

@ 36 Abso l untersage zu seinem Teil die Wirkung des Ru—

hens° Diese letzte V0rsohrift ist nicht in die Reohtssätze
hineingestellt9 in die sie 29953 ihrer Funktion nach hinein«

gehörteo Die äußere Gesetzestechnik bestätigt damit die '

Ansicht von der Absolutheit der Besitzstandsregel in ihrem

Verhältnis zu den einzelnen Umstellungsvorsohrifteno

Da dieSe Vorschrift von der neuen Ruhensordnung nicht be—
rührt wird, konnte dem Kläger die Besitzstandswaisenrente

aus der ArV seiner Mutter nicht vorenthalten werden° Die
Vorentsoheidungen stimmen mit diesem Ergebnis nicht über—

eino Daher war der Revision des Klägers stattzugeben°

Die Kostenentscheidungfolgt aus 5 193seat“
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